
CORONA – UND KEIN ENDE!
Wahrscheinlich geht es Ihnen so wie vielen von uns; Corona hängt uns zum Hals heraus. 
Wir wollen uns nicht in die Reihen der tausenden Experten stellen, wovon einige das Virus 
mit der Grippe (auch ein Covid-Virus) vergleichen, jedoch die meisten von einem extrem ge-
fährlichen, weil höchst infektiösen Virus ausgehen. In Österreich, aber auch in Mitteleuropa 
gibt es gefühlte Millionen von Virologen und Epidemiologen, welche gebannt auf die täglich 
veröffentlichten Zahlen des Gesundheitsministeriums starren. Wir sind der Überzeugung, 
dass die aktuelle Krise nicht nur von medizinischen Fachleuten zu beurteilen ist, sondern auch 
von Wirtschaftsexperten und Gesundheitsökonomen.

Eine kürzlich erschienene Studie der weltweit größten unabhängigen Forschungseinrichtung, 
„NATIONAL BUREAU OF ECONOMIC RESEARCH“ verglich Infektionszahlen und Todesraten 
verschiedener Länder. Diese Studie kam zu dem überraschenden Schluss, dass die Verläufe 
ähnlich waren – unabhängig davon, welche Maßnahmen ergriffen wurden. 

Es stellt sich für uns jedoch die nahezu philosophische Frage, ob und inwieweit das Primat 
der Gesundheit über die Freiheit und sonstige Grundrechte zu stellen ist. Ist nicht auch die 
wirtschaftliche Gesundheit unserer Mitbürger berücksichtigungswürdig? Jeder einzelne am 
Wirtschaftsleben Teilhabende – sei es unselbständig oder selbständig – ist von tiefer Sorge 
um seine Zukunft erfüllt. Auch wenn diese Sorge in medizinischer Hinsicht nur sehr schwer 
messbar ist, ist es selbst für medizinische Laien naheliegend, dass diese Sorge massiven Stress 
mit ebenso erheblichen gesundheitlichen Nachteilen erzeugt. 

Wir als Ihre wirtschaftlichen Berater können nur versprechen, Ihnen etwas von Ihrem Stress 
zu nehmen, indem wir Sie bestmöglich beraten und Sie bei den vom Staat bereitgestellten 
Hilfsmaßnahmen unterstützen.

Fixkostenzuschuss
Phase II – Änderungen 
laut Richtlinie

–

Erweiterung des
Familienbonus Plus

–

Informationen zum 5 %- 
Umsatzsteuer-Satz

–

Neuerungen bei der 
Gastgewerbepauscha-
lierung

–

Auch telefonische
medizinische Leistungen
können USt-frei sein

AUS DEM INHALT

1 0 / 2 0 2 0

–  O K T O B E R  –

AKTUELLES ZUM WIRTSCHAFTS- UND STEUERRECHT :

MONAT

Die Partner der ECA Beratergruppe



Wirtschaftsjahr, soweit diese durch den Fixkostenzuschuss 
abgedeckt sind. 

•  Junge Unternehmen können die Umsatzausfälle anhand 
einer Planungsrechnung plausibilisieren. Unternehmen, 
die umgegründet wurden (z. B. Einbringung eines Einzelun-
ternehmens in eine GmbH), stellen bei der Ermittlung des 
Umsatzausfalls auf die jeweilige vergleichbare wirtschaft-
liche Einheit ab.

ERWEITERUNG DES FAMILIENBONUS PLUS

Wenn sich der Familienbonus Plus bei einem Antragsteller steu-
erlich gar nicht auswirken würde, kann dieser, beginnend ab dem 
Kalenderjahr 2019, nachträglich darauf verzichten, damit sich der 
Familienbonus Plus beim zweiten Antragsberechtigten bis zur Gän-
ze auswirken kann.

Seit 2019 können in Österreich unbeschränkt Steuerpflichtige, 
die für ihr Kind Familienbeihilfe beziehen, den sogenannten 
Familienbonus Plus beantragen. Der Familienbonus Plus ist als 
Absetzbetrag konzipiert, wodurch eine unmittelbare Redukti-
on der Steuerlast um monatlich bis zu EUR 125,00 (bis zu EUR 
1.500,00 im Jahr) erreicht werden kann. 

Antragsberechtigt sind beide Elternteile, wobei entweder ein 
Elternteil den Familienbonus Plus zur Gänze beziehen kann 
oder beide Elternteile je zur Hälfte.

Stellt sich nachträglich heraus, dass sich der Familienbonus 
Plus beim antragstellenden Elternteil aufgrund der geringen 
Höhe des Einkommens steuerlich nicht auswirkt, beim anderen 
hingegen zur Gänze auswirken hätte können, kann nunmehr 
bis zu fünf Jahre rückwirkend auf den Familienbonus Plus ver-
zichtet und so eine steueroptimale Berücksichtigung innerhalb 
der Familie bewirkt werden.

Familienbonus Plus nochmals beantragen?

Bei (Ehe)Partnern kann entweder ein Elternteil den Familien-
bonus Plus zur Gänze beantragen oder beide Elternteile je zur 
Hälfte. Die Beantragung kann dabei direkt beim Arbeitgeber mit 
dem Formular E 30 erfolgen, sodass der Steuervorteil bereits mo-
natlich im Zuge der laufenden Gehaltsabrechnung zufließt, oder 
am Ende des Jahres im Rahmen der Arbeitnehmerveranlagung. 

>  Achtung:

Wenn Sie eine Arbeitnehmerveranlagung abgeben, ist der 
Familienbonus Plus – auch wenn Sie ihn bereits beim Ar-
beitgeber beantragt haben – nochmals zu beantragen, da 
es sonst zu einer ungewollten Nachzahlung kommen kann. 
Insgesamt kann der Familienbonus Plus für jedes Kind höch-
stens einmal zur Gänze berücksichtigt werden und reduziert 
die Einkommensteuer höchstens auf null.

Durch das Konjunkturstärkungsgesetz 2020 wurde nunmehr 
die Möglichkeit geschaffen, beginnend ab dem Kalenderjahr 
2019 nachträglich auf den Familienbonus Plus zu verzichten, 
indem der Antrag zurückgezogen wird. Diese Möglichkeit wird 
vor allem dann eine Rolle spielen, wenn sich der beantragte Fa-
milienbonus Plus bei einem Antragsteller aufgrund der gerin-
gen Höhe des Einkommens steuerlich nicht auswirkt und sich 

FIXKOSTENZUSCHUSS PHASE II – 
ÄNDERUNGEN LAUT RICHTLINIE

Aufgrund der neuen Verordnung des Finanzministeriums und der 
Richtlinie zum Fixkostenzuschuss Phase II, deren Genehmigung 
durch die EU-Kommission noch ausständig ist, ergeben sich im Ver-
gleich zum bisherigen Fixkostenzuschuss einige Änderungen und 
Verbesserungen. Zum ursprünglich geregelten Fixkostenzuschuss 
haben wir in der ECA-Sondernummer 05/2020 bereits berichtet.

•  Gefördert werden die laufenden Fixkosten aus einer opera-
tiven inländischen Tätigkeit, die bei einem Covid-19-be-
dingten Umsatzausfall von mindestens 30 % (bisher 40 %) 
angefallen sind. 

•  Die Antragstellung für Phase II sollte eigentlich ab 16.9.2020 
(1. Tranche) möglich sein. Durch die noch ausstehende 
Genehmigung der EU-Kommission verzögert sich dies 
allerdings noch. Die zweite Tranche kann voraussichtlich ab 
16.12.2020 beantragt werden, mit ihr kommt der gesamte 
noch nicht ausbezahlte FKZ II zur Auszahlung. Anträge kön-
nen bis 31.8.2021 gestellt werden. 

•  Der Fixkostenzuschuss berechnet sich nicht wie bisher stu-
fenweise (z. B. bei 40 % Ausfall 25 % Ersatz), sondern linear 
(bei 35 % Umsatzausfall werden 35 % der Fixkosten erstat-
tet). Die Erstattung kann bis zu 100 % betragen. Die Unter-
grenze der Zuschusshöhe liegt bei EUR 500,00, die Ober-
grenze bei EUR 5 Mio. 

•  Als Antrags- und Umsatzvergleichszeitraum kann entweder 
eine quartalsweise Betrachtung (3. und 4. Quartal 2020 oder 
4. Quartal 2020 und 1. Quartal 2021) oder eine monatliche 
Betrachtung (aus neun monatlichen Betrachtungszeiträu-
men zwischen 16.6.2020 und 15.3.2021 sind sechs auszu-
wählen, die zeitlich zusammenhängen) gewählt werden. 

•  Die Definition der Fixkosten wird um AfA, fiktive Abschrei-
bungen für bewegliche Wirtschaftsgüter und frustrierte 
Aufwendungen (Aufwendungen, die nach dem 01.06.2019 
und vor dem 16.03.2020 als Vorbereitung für die Erzielung 
von Umsätzen, die im Betrachtungszeitraum realisiert 
werden sollten) erweitert. Leasingraten gelten zur Gänze als 
Fixkosten (bisher nur der Finanzierungskostenanteil der Lea-
singraten). Diese neuen Fixkosten können auch nachträglich 
für Zeiträume der Phase I angesetzt werden. 

•  Auch Geschäftsführerbezüge eines Gesellschafter-
Geschäftsführers (sofern nicht nach dem ASVG versichert) 
können bei Unternehmen in der Rechtsform einer Kapitalge-
sellschaft als Fixkosten geltend gemacht werden. 

•  Unternehmen, die im zum Zeitpunkt der Antragstellung 
letztveranlagten Jahr weniger als EUR 100.000,00 Umsatz 
erzielt haben und die überwiegende Einnahmequelle des 
Unternehmers darstellen, können die Fixkosten in pauscha-
lierter Form ermitteln. 

•  Wenn bereits ein Fixkostenzuschuss Phase I beantragt 
wurde, müssen die gewählten Betrachtungszeiträume an 
die Phase-I-Betrachtungszeiträume direkt anschließen. 

•  Der Fixkostenzuschuss ist nicht zu versteuern und muss vor-
behaltlich korrekter Angaben betreffend Umsatz und Höhe 
der Fixkosten nicht zurückgezahlt werden. Er reduziert 
jedoch die abzugsfähigen Aufwendungen im betreffenden 
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beim zweiten Antragsberechtigten steuerlich zur Gänze aus-
wirken würde. Ein Zurückziehen des Antrags ist maximal bis 
fünf Jahre nach Eintritt der Rechtskraft des Bescheides möglich. 
Das Zurückziehen ist formlos möglich und hat zur Folge, dass 
der andere Anspruchsberechtigte den ganzen Familienbonus 
Plus für das betreffende Jahr beantragen kann.

Beispiel:

Elternteil A hat für das Kalenderjahr 2019 den halben Familien-
bonus Plus (50 %) für ein Kind beantragt. Sie ist teilzeitbeschäf-
tigt und der Familienbonus Plus wirkt sich steuerlich bei ihr nicht 
aus, da ihr Einkommen unter EUR 11.000,00 liegt und demnach 
keine Einkommensteuer anfällt. Der Einkommensteuerbescheid 
von A für das Jahr 2019 erwächst in Rechtskraft. Drei Jahre später 
führt der Ehepartner B seine Arbeitnehmerveranlagung für das 
Jahr 2019 durch. Wenn A nicht auf den Familienbonus Plus ver-
zichtet, steht B nur der halbe Familienbonus Plus (50 % somit nur 
EUR 750,00) zu. Da die Familie nunmehr von der Möglichkeit des 
nachträglichen Verzichts erfährt, zieht A daher im Jahr 2022 ihren 
Antrag auf den halben Familienbonus Plus für das Jahr 2019 zu-
rück. Der Einkommensteuerbescheid 2019 von A wird diesbezüg-
lich abgeändert und ihr Partner B kann in seiner Arbeitnehmer-
veranlagung für das Jahr 2019 den ganzen Familienbonus Plus 
(100 %) beantragen, sodass der volle Steuervorteil in Höhe von 
EUR 1.500,00 für das Jahr 2019 geltend gemacht werden kann.

>  Tipp:

Sollte sich daher erst nachträglich herausstellen, dass sich 
der Familienbonus Plus beim antragstellenden Elternteil 
nicht gänzlich auswirkt, kann ein Verzicht auf den Familien-
bonus Plus innerhalb von fünf Jahren zugunsten des anderen 
Elternteils durchaus sinnvoll sein und zur Steueroptimierung 
innerhalb der Familie führen. Wir unterstützen und beraten 
Sie dabei gerne!

INFORMATIONEN ZUM 5 %-
UMSATZSTEUER-SATZ

Das Finanzministerium beantwortete diverse Fragen zum zeitlich 
begrenzten 5 %-USt-Satz. Zum reduzierten USt-Satz haben wir 
auch in unserer ECA Sondernummer 07/2020 berichtet.

Für die Beherbergung und Campingplätze, für die Abgabe aller 
Speisen und Getränke in der Gastronomie sowie hinsichtlich der 
bereits bisher mit dem ermäßigten Steuersatz von 10 % oder 13 % 
begünstigten Leistungen der Kulturbranche und der Lieferungen 
im Publikationsbereich wurde ein befristeter ermäßigter Umsatz-
steuersatz von 5 % eingeführt. Diese Maßnahme wird voraus-
sichtlich nun nochmals bis einschließlich 31.12.2021 verlängert.

Beherbergung

Sofern Gäste im Juni anreisen und erst im Juli abreisen, ist in 
diesem Fall die Rechnung zu splitten und die Übernachtung bis 
zum 1.7. mit 10 % und ab dem 1.7. mit 5 % zu besteuern. 

Der Verkauf von handelsüblich verpackten Waren, Speisen und 
Getränken aus einer Minibar stellt nach Ansicht des Finanzmini-
steriums keine Verabreichung von Speisen oder Ausschank von 
Getränken dar und unterliegt somit nicht dem begünstigten  

Umsatzsteuersatz von 5 %. Hingegen stellt das Servieren zu-
bereiteter Speisen und Getränke (Roomservice) eine Verabrei-
chung von Speisen oder Ausschank von Getränken dar, wenn ein 
dem Catering vergleichbarer Leistungsumfang angeboten wird.

Lebensmittelhändler/Catering

Liefert ein Unternehmer Speisen und Getränke, kommt die Er-
mäßigung nicht zur Anwendung, wenn es sich nicht um die Zu-
stellung von warmen Speisen (inkl. Salaten) und/oder offenen 
Getränken handelt. Erbringt hingegen ein Unternehmer ein 
umfangreiches Dienstleistungspaket (Catering; z. B. Abgabe 
durch Köche oder Servicepersonal, Zurverfügungstellung von 
Geschirr, Besteck, Gläser, etc.) liegt eine Tätigkeit vor, die mit 
der Verabreichung in einem Restaurant vergleichbar ist und da-
her begünstigt ist.

Automaten in Betriebskantinen

Werden Speisen und Getränke durch einen Automaten ver-
kauft, kommt die Ermäßigung dann zur Anwendung, wenn 
es sich um warme Speisen (inkl. Salate) oder offene Getränke  
(z. B. Kaffeeautomat) handelt. Der Steuersatz von 5 % gilt hin-
gegen nicht beim Verkauf kalter Imbisse und Zwischenmahl-
zeiten oder handelsüblich verpackter Waren durch Automaten.

Gastgewerbebereich von Bäckereien,
Fleischereien, Konditoreien

Auch die Zustellung und Bereitstellung zur Abholung (inkl. Gas-
senverkauf) von warmen Speisen und offenen Getränken fallen 
unter den 5 %-Steuersatz. 

Wir unterstützen Sie gerne bei der Frage, ob Ihre Leistungen 
dem begünstigen Steuersatz von 5 % unterliegen.

NEUERUNGEN BEI DER GASTGEWERBE-
PAUSCHALIERUNG  

Im August 2020 wurde die Gastgewerbepauschalierungsverord-
nung geändert. Wir haben dazu auch bereits in der ECA Sonder-
nummer 6/2020 berichtet.

Für die Inanspruchnahme der Gastgewerbepauschalierung ist 
unter anderem erforderlich, dass eine Gewerbeberechtigung 
für das Gastgewerbe vorliegt und keine Buchführungspflicht 
besteht bzw. auch nicht freiwillig Bücher geführt werden. 

Die Neuerungen der Gastgewerbepauschalierung für das Ka-
lenderjahr 2020:

•  Die Umsätze des Vorjahres dürfen EUR 400.000,00 (davor 
EUR 255.000,00) nicht überschreiten. 

•  Das Grundpauschale wird auf 15 % (davor 10 %) des 
Umsatzes erweitert und beträgt mindestens EUR 6.000,00, 
maximal jedoch EUR 60.000,00.

•  Das Mobilitätspauschale beträgt entweder 6 %, 4 % oder 
2 % (davor 2 %) des Umsatzes, abhängig von der Anzahl der 
Einwohner der Gemeinde, in der sich der Betrieb befindet. 

•  Der Maximalbetrag des Energie- und Raumpauschales wird 
auf EUR 32.000,00 erhöht. 

Ob nun durch die Neuerungen die Anwendung der Gastgewer-
bepauschalierung vorteilhaft ist, muss im Einzelfall überprüft 
werden. Wir stehen Ihnen hierbei gerne zur Verfügung.

Im Wandel der Zeit gut beraten.



AUCH TELEFONISCHE MEDIZINISCHE
LEISTUNGEN KÖNNEN UST-FREI SEIN

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat entschieden, dass auch te-
lefonisch erbrachte Beratungsleistungen in Bezug auf Gesundheit 
und Krankheiten unter die Umsatzsteuerbefreiung fallen können, 
wenn sie eine therapeutische Zielsetzung verfolgen. 

Ob bzw. unter welchen Voraussetzungen telefonisch erbrachte 
medizinische Beratungsleistungen unter die genannte Um-
satzsteuerbefreiung für Kerntätigkeiten eines Arztes fallen, hat 
nunmehr der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) klargestellt. Dem-
nach ist für die Umsatzsteuerbefreiung für telefonisch erbrachte 
Beratungsleistungen insbesondere entscheidend, dass damit 
eine therapeutische Zielsetzung verfolgt wird und somit unter 
den Begriff der „Heilbehandlung im Bereich der Humanmedizin“ 
fällt.

Dies wird etwa dann anzunehmen sein, wenn die telefonischen 
Beratungen darin bestehen, die in Betracht kommenden Diagno-
sen und Therapien zu erläutern sowie Änderungen der durchge-
führten Behandlungen vorzuschlagen, die es der betroffenen 
Person ermöglichen, ihre medizinische Situation zu verstehen 
und gegebenenfalls entsprechend tätig zu werden, insbesonde-
re indem sie ein bestimmtes Arzneimittel einnimmt oder nicht 
einnimmt. Das bedeutet jedoch nicht, dass an die telefonische 
Beratung zwingend das Verschreiben eines Medikamentes oder 
eine ärztliche Behandlung geknüpft sein muss.

Keine Umsatzsteuerbefreiung besteht nach Ansicht des EuGH 
für die allgemeine telefonische Erteilung von Auskünften über 
Erkrankungen oder Therapien oder die Erteilung von Auskünften 
administrativer Art (Kontaktdaten eines Arztes etc.).

Umsatzsteuerbefreiung bei Ärzten

Leistungen, die selbständige Ärzte im Bereich der Humanme-
dizin im Rahmen ihrer Heilbehandlung an Patienten erbringen, 
sind von der Umsatzsteuer unecht befreit. Das bedeutet, dass 
der Arzt für seine Heilbehandlung keine Umsatzsteuer in Rech-
nung zu stellen hat, zugleich allerdings auch nicht die Vorsteuer 
geltend machen darf. Von der umsatzsteuerlichen Befreiungsbe-
stimmung umfasst sind insbesondere die Kerntätigkeiten eines 
Arztes, wie etwa die unmittelbare Untersuchung auf das Vorlie-
gen oder Nichtvorliegen von körperlichen Krankheiten.

Von der Umsatzsteuer unecht befreit (keine Umsatzsteuer, und 
kein Vorsteuerabzug) sind Umsätze aus der Heilbehandlung im 
Bereich der Humanmedizin, die im Rahmen der Tätigkeit als Arzt 
durchgeführt werden. Neben der konkreten Untersuchung des 
Patienten vor Ort zählen zu den umsatzsteuerbefreiten Tätig-
keiten typischerweise etwa auch die Verabreichung eines Me-
dikamentes zur sofortigen Einnahme, die Verabreichung einer 
Injektion oder das Anlegen eines Verbandes im Rahmen einer 
ärztlichen Behandlungsleistung, die Vornahme operativer Ein-
griffe oder aber auch die Verordnung von Heilmitteln. Durch 
die Umsatzsteuerbefreiung sollen für Patienten die Behand-
lungskosten gesenkt und die Behandlungen für den Einzelnen 
erschwinglicher gemacht werden.

>  Hinweis:

Nicht von der Umsatzsteuer befreit (und damit in der Rech-
nung mit dem gesetzlichen Umsatzsteuersatz auszuweisen) 
sind demgegenüber Umsätze aus dem Verfassen eines Fach-
artikels, Lehrtätigkeiten, Vortragstätigkeiten, der Mitarbeit in 
Rundfunk- und Fernsehsendungen zu medizinischen Themen 
oder dem Verkauf von Medikamenten aus einer Hausapotheke.
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www.eca.at  –  Über 20 Standorte vom Bodensee bis zum Neusiedlersee.

> www.eca.at

Den ECA Monat finden Sie auch online auf unserer
Homepage und Beiträge zu weiteren Themen auf
unserer facebook-Seite /ECA.Beratergruppe
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